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Ein Volksblatt.
Dienstags und Freitags erscheint eine Nummer in V, Bogen. Der Boransbezahlungspreis ist für auswärtige Abonnenten, ein¬
schließlich des OldenburgischcnPostporto's, vierteljährlich 36 Gr. ; für die Abonnenten der Stadt Oldenburg 34 Gr. frei ins Haus.

VH. MrZsuZ. Dienstag, den

Die Addreffe.
Motto: Erkläre mir, o Oerindur,

diesen Zwiespalt der Natur.

Nachdem die Mehrheit des jetzigen Landtags den
Beschluß durchgcsetzt hatte, in Erwiderung auf die Er¬
öffnungsrede eine Addreffe an den Großhcrzog zu er¬
lassen, da machten sich wieder von einer gewissen Seite
her in vollem Maaßc die alten beliebten Redensarten
breit, wie Zeit und Geld unnütz wieder verschwendet
werde, nur damit es den Führern der Opposition an
Gelegenheit. Oldenburg als Großstaat aufzuführen, an
Addreßdcbattcn. Principieukämpfeu und schonen Reden
nicht mangle. Wir theiltcn diese Ansicht nicht, denn
wir erwarteten von der beabsichtigten Addreffe mehr, als
eine leidige Formalität und bloßes Wortgcklingcl; wir
glaubten in ihr ein wohlberechnctcs Parteimanoenvrc zu
erkennen, dessen Berechtigung freilich auf der Kammer- '
tribüne sich nicht wohl aus einander setzen ließ und die
darum auch tiefer zu suchen war, als in den officicllen
Gründen und Reden der Antragsteller im Landtag.

Der allgemeine Landtag war zwei Mal kurz nach
einander wegen seiner Beschlüsse in der deutschen Frage
aufgelöst worden; die Stimme des Landes hatte sich
durch die dritten Wahlen für die Opposition der ersten
beiden Landtage erklärt, so daß dieselbe, früher nur in
einer geringen Majorität, jetzt durch eine bedeutende
Mehrheit den dritten allgemeinen Landtag beherrscht.
Unterdessen war ihre Stellung zu der Regierung noch
schroffer geworden als zuvor; außer der deutschen Frage
cxistirte jetzt noch ein zweiter Zankapfel, die einseitige
Veränderung des Wahlgesetzes durch die Verordnung vom
17. Decbr. v. I . — Auch in Betreff der deutschen
Frage war das Ministerium eines Theils, indem cs in
Verfolgung des einseitig geschlossenen Anschluß-Vertrags
einseitig die Wahlen fürs Erfurter Parlament ausschrieb,

5. Marz 1850. ^ 19.

weiter fortgeschritten, und die Führer der Opposition
hatten andcrnthcils durch ihre Bcthciligung au derLan-
dcsversammlung, an der Wahlvcrwcigcrung wie au den
bekannten beiden Protesten, sich in eine Lage versetzt,
in welcher, wenn sie nicht aller Conscqucnz entsagen
wollen, eine Versöhnung und Ausgleichung zwischen
ihnen und dem Ministerium in bas Bereich der politi¬
schen Unmöglichkeiten gehört. Auch das Vorspiel in den
vorläufigen Sitzungen, gelegentlich des Wibel'schen Vor¬
behalts bei der Wahllcgitimaiion, bot eben nicht viel
Tröstliches für die Versöhnungsaussichtcn; eine aberma¬
lige Auflösung des Landtags war gar nicht so sehr un¬
wahrscheinlich.

Unter solchen Umständen konnte die Erlassung einer
Antwortaddresseder Opposition in vieler Hinsicht gelegen
sein. Das Ministerium hatte schon mehre Male Gele¬
genheit genommen, sich in ofsiciellcn Acten (in seinem
Programm, in den Eröffnungsreden) in kurzer Zusam¬
menfassung über die allgemeine Lage des Landes aus-
zusprcchcn; die Mehrheit des Landtags mochte nun auch
ihrerseits mit Eifer die sich darbietcnde Gelegenheit er¬
greifen, in einer Addreffe, nicht allein dem Fürsten, son¬
dern auch dem Volke gegenüber, ihre Ansichten und
Wünsche über die jetzigen Zustände unseres Staates nie-
derzulcgen. Sie mochte bas um so mehr thun, als sie
bis jetzt, durch die wiederholten Auslösungen, noch keine
Gelegenheit gehabt hatte, sich eingreifender über unsere
inneren Landeszustände, besonders über unsere Finanzen
zu erklären, und sie auch diesmal vielleicht nicht dazu
gelangen konnte, zumal da das Volk einer Erklärung
seiner Vertreter darüber, die cs i» so kritischen Zeiten
mit so viel Vertrauen zum dritten Male wieder erwählt
hatte, mit Sehnsucht entgegcnsah. Dazu war cs von
Bedeutung, daß der Landtag durch die Addreßdebattcii.
über die schwebenden Prinzipienfragcn— der Anschluß-
frage mit dem Erfurter Reichstag, wozu jetzt noch das



SB

Interim gekommen war, und dem Wahlgesetze— dem
Ministerium gegenüber eine offene und entschiedene Stel¬
lung einnahm; das traurige Hinzögern ward dadurch
abgeschnitten und, was nach beiden Seiten gleich wün-
schcnswerth sein mußte, die Entscheidung beschleunigt.
Besonders ward dadurch der Anschluß an das Drci-
königsbündniß, den das Staatsministerium in der Er¬
öffnungsrede als kalt aceompli betrachtete und über den
es keine dirccte Vorlagen mehr machte, der sofortigen
Berathnng und BeschlußfassungdesLandtags unterzogen,
und jedenfalls sicherte der letztere sich dadurch den Vor¬
theil, daß er seine Erklärung über alle  jene hängenden
principicllen Streitpunkte versicherte, während bei dem
bisher gewöhnlichen Verlauf der Dinge, ohne Addrcffe,
schon seine Beschlußfassung über den einen derselben seine
Auflösung herbeiführcn konnte, so daß die Entscheidung
über den andern wieder vollständig suSpendirt blieb.

Sv erwarteten wir in der Addrcffe den entschiedenen
Ausdruck der oppositionellen Mehrheit zn finken und die
Zusammensetzungdes Ausschusses, welcher mit der Aus¬
arbeitung des Entwurfs der Addrcffe beauftragt ward,
mußte uns in dieser Ansicht bestärken. Statt dessen er¬
scheint jenes nichtssagende Ding, größtcntheils eine Para¬
phrase der Eröffnungsrede, voll von hohlem Ceremvnicll,
übcrflicßcnd von Ergebenheit, Vaterlandsliebe, Aufopferung
und Klagen über den unglücklichenZwiespalt zwischen
Regierung und Volksvertreter, aber ohne irgend eine
Entschiedenheit, ohne irgend einen positiven Gehalt: —
eine Addrcsse, deren glänzendste Verurtheilung schon
damit ausgesprochen ist, daß dieser Landtag, zusammen¬
gesetzt aus so verschiedenen  Elementen, daß Möl-
ling und v. Finckh , Wibcl und Zcdclius,
Böckel und Klävcman » sie einstimmig und ohne
Debatte  angenommen haben. Freilich, versöhnend
nennen die Neuen Blätter in ihrem Bericht über jene
Landtagssitznng die Addrcsse; ja wohl, wen» mit liebe¬
vollen Phrasen die Versöhnung abgemacht wäre, aber
eine Versöhnung zwischen Regierung und Ständen um¬
schließt auch eine Einigung über die gemeinsam cinzu-
schlagcndc Politik, aber derartiges enthält die Addrcsse
nicht; sie temporisirt nur,  vermeidet jede bestimmte Er¬
klärung, indem sic im Allgemeinen eine frcimüthige und
unbefangene Würdigung der Regierungsvorlagen ver¬
spricht— allein was Neues liegt darin? haben die
vorhergehenden Landtage sich nicht auch frcimüthig ge¬
äußert? haben sie nicht auch, mit unbefangener Rück¬
sicht ans das Wohl des Vaterlandes, zu welcher sic schon
ihr Eid als Volksvertreter verpflichtet, ihre Beschlüsse zu
fassen geglaubt? Freilich beklagt die Addrcsse den un¬
heilvollen Zwiespalt zwischen Negierung und Kammer,

der jetzt schon zwei Mal zur Auflösung der letztem ge¬
führt und die Ausbildung unscrs jungen constitntionel-
lcn Staats gehindert hat; — aber wer beklagt diese
Thatsacbcn nicht? Nicht dies Beklagen ist das Versöh¬
nende, sondern die Angabe der Mittel, durch welche der
Zwiespalt gehoben werden mag, — allein davon spricht
die Addrcsse kein Wort.

Ilebcrhaupt glauben wir, ist die jetzige  Oppo¬
sition unseres Landtags gar nicht mehr im Stande, auf
eine Vermittelung mit dem Ministerium sich cinzulassen,
es sei den», daß sic ans alle politische Ehre verzichten
will; denn so lange, aber auch nur so lange es sich
um das Zweckmäßige  handelt, kann eine Ausgleichung
zwischen den verschiedenen Ansichten und Parteien angc-
strcbt und ermöglicht werden, indem jede Partei auf das,
was sic allerdings für das Beste hält, was sic aber
nicht allein durchführen kann, verzichtet, um auf einer
Mittelstraße mit den früheren Gegnern zusammen das
Erreichbare gemeinsam zu verfolgen. Die Führer unserer
Opposition aber haben an die Stelle des Kampfes um
das Zweckmäßige einen Rechtsstreit  gesetzt, indem sie.
auf der Landesversammlung und in den Protesten. das
Ausschreibcn dcr ReichStagswahlcn und in gewisser Weise
auch die Veränderung des Wahlgesetzes für vcrfassungs-
widrig  erklärten. Und cinerVcrfassnngsverletzung
gegenüber(ob dieselbe wirklich vvrlicgt, oder ob jene
Männer nur glaube » , daß sie vorliegt, ist für deren
Standpunkt gleichgültig) kann von einem Vergleich und
einer Versöhnung niemals mehr die Rebe sein, bis die
Verletzung aufgehoben und das Recht wieder hcrgc-
stellt ist.

Wie unter solcher Sachlage und bei dem Verhält¬
nis; der Opposition des diesmaligen Landtags zur mini¬
sterielle» Partei , nicht viel geringer als 3 : 1,  eine
Addressc. wie die am 26. angenommene, hat zn Stande
kommen können, ist uns unbegreiflich; wir würden unter
ankern Verhältnissen darin die vollständigste Rathlvsig-
kcit der Majorität erblicken, welche, die Entscheidung ver¬
zögernd, nur Zeit zu gewinnen sucht; aber die Antrag¬
steller, zu den Führern der Majorität gehörend, müssen
doch wohl vorher schon einen Plan der Addresse gehabt
haben und werben nicht absichtlich sich ein solches te8ti-
monium paujikrtatm haben ausstcllcn wollen. Wir könn¬
te» uns allerdings wohl denken, daß einmal mit solchem
Verzögern ein reeller Vorthcil verbunden wäre, und
wollen cs darum als eine mögliche Forderung der Po¬
litik gelten lassen in einem Staate , wo das Erlassen
einer Erwiderungsaddrcfse nicht umgangen  werden
kann, unter Umständen eine nichtssagende Addrcsse zu
erlassen; allein warum denn bei uns das Außerge-



wohnliche , die Erlassung einer Addresse, beschließen
und dennoch Nichts sagen?  Denn daß die Oppo¬
sition, ohne Nachgiebigkeit in der Sache selbst, durch ein
paar versöhnlich klingende Phrasen das Ministerium
nicht zu sich herüber ziehen würde, konnte sic sich vor¬
her sagen. Oder sollte wirklich ein wenig constitutionclle
Eitelkeit, ähnlich wie die Kammern größerer Staaten,
der Addrcßdcbattennicht zu entbehren, das Hauptmotiv
zu dem Beschluß vom 20. d. M. . eine Addresse zu er¬
lassen, gewesen sein, durch den nachher die Urheber des¬
selben selbst sich in die Tinte geritten hätten?

Februar 28. 18.

Aus dem Krage-Aasten des Volksbildungs-
Vereins.

Der Vorstand des Volksbildungs-Vereins hat neulich
in dem Fragekasten folgende Frage gefunden: — „Wäre
es nicht wünschcnswerth, wenn den Lehrburschen die Ko¬
sten für Einschreiben, Beitrag, Lehrbriefn. s. w. erlassen
würden? — Dieses Geld fließt meistens in die Meistcr-
kasse. Warum sollen die Lchrburschenhiezu mit bezah¬
len? Einige werden sagen: die Lchrburschen werden
dereinst auch Meister, »nt dann kommt cs ihnen wieder
zu gut. Aber soll ei» Lehrbursch deshalb jetzt bezahlen,
damit er künftig auch ankere wieder bezahle» mache und
sic eben so bedrückt wie er bedrückt worden ist? — Fer¬
ner wird cs heißen: des Lehrbriefs bedarf der Lehrbursch
künftig beim Meisterwerken: — Nein, dieser Fetzen Pa¬
pier, der ihn viel kostet, ist ihm nachher nichts nütze.
Dem Gesellen, welcher ihn mit auf die Wanderschaft
nimmt, verdirbt er gewiß, und wenn er ihn zu Hause
läßt, verschimmelt er. Ein Gesell, der sein Meisterstück
machen kann, braucht keinen Lehrbrief. Denn alsdann
versteht sich schon von selbst und er zeigt cs ja, daß er
etwas gelernt  hat . Oder glaubt man etwa, daß ei¬
nem die Befähigung zum Meisterstück aus den Wolken
herunter fällt? — Wer  aber sein Meisterstück nicht machen
kann, dem hilft auch der Lehrbrief nicht. Ferner sagt
man: der Lehrbrief ist nothig, damit der Gesell ein
Wandcrbuch erhalte. Hiezu konnte aber auch ein bloßer
Schein genügen. Nun tritt aber noch folgendes hin¬
zu: damit auch die Regierung ihren „Bissen" von dem
armen Lchrburschen bekomme, wird dem Lehrbrief ein
Stcmpclbogcn von einem Th aler Gold  bcigcgcbcn,
und für die Beglaubigung sind auch noch 24 gr. zu bezahlen
(!) — In Bremen hat man die ganze Geschichte für etwa
einen halben Thaler. Wie manchem Hausvater wird
es recht schwer, seinem Sohn mit genauer Noth etwas
Kleidung und-einen Zchrpfennig in die Fremde mitzugc- j

ben— und dann wird ihm das Geld noch so aus dem
Beutel gejagt?— Ein Lehrbursch, welcher fünfJahr umsonst
arbeitet, cs manchmal in seiner Lehrzeit schlecht trifft,
Hunger leidet, an einen Meister kommt, wo er nichts
lernen kann u. s. w. -— der soll hintendrein nochl
Rthlr. fürs Einschreiben, 2 '/? für den Beitrag, 1 Rth.
für den Lehrbrief— 1 Rth. für den Stcmpclbogcn
und 24 gr. für die Beglaubigung zahlen, damit er Ge¬
sell werden könne; also an <>Nih., wofür ihm ein nütz¬
liches Kleidungsstück angeschafft werden könnte! — Also
fort mit dieser gewiß schlechten Einrichtung - ! wir le¬
ben nicht mehr im Jahr 1840, sondern in 1850. —
Der Vorstand des Volksbildungövercins wird ersucht,
dieses sobald als möglich zur Verhandlung zu bringen,
und zu veranlassen, daß auf die Wcgschaffungdieses
Mißbrauchs gedrungen werde. " —

Der Vorstand des Voltsbildungsvereins weiß nicht,
ob alle in diesem Aufsatz enthaltenen Angaben richtig
sind; er kann auch dann, wen» dieses der Fall wäre,
nicht mit allen daraus gezogenen Folgerungen und da¬
ran geknüpften Bemerkungen sich einverstanden erklären;
allein er trägt kein Bedenken, die ausgesprochenen Wünscht
hier zur öffentlichen Kunde und Besprechung zu bringe»,
und wenn cs sich mit den geschilderten ZahlungSbeträgen
sdcren manche wirklich recht hoch erscheinen) und deren
Verwendung sich so verhält, wie es oben gesagt ist, da¬
rauf aufmerksam zu machen, ob nicht eine Abänderung
hierin sehr zu empfehlen sein dürste. — Namentlich
bringt er hier das Wort eines hiesigen Bürgers zur
Sprache, welcher die Meinung äußerte, das sei eine
Sache, die an den Stadtrath gehöre und von diesem an

^ die beikommenden Behörden zur Berathung und even-

^ tucllen Abstellung des als Mißbrauch unk Zuviel- Zah-
^ lung hcrvorgchobenen zu befördern sei.

Der ZLcsterschcpser Hellseher.

Es hat sich hier ein Ercigniß aufgethan, was ein¬
zig in seiner Art dastcht. Polizei können wir fortan
entbehren. Ein Knecht des Gastwirth Gchrels zu We¬
sterscheps sagt im Schlafe, wenn was gestohlen worden,
wo cs gestohlen und wo das Gestohlene zu
finden  ist . Vorgestern soll er dies Experiment mit
mit dem glänzendsten Erfolge gemacht haben. Einem
Manne wird nämlich Geld gestohlen, der Verdacht fällt
auf ein Dienstmädchen. Der Hellseher wird darauf ge¬
fragt, dieser giebt die Stelle an, wo das Geld liegt und
bezeichnet den Dieb, der darüber zur Rede gestellt wird.
Das Gele findet sich und der Dieb gesteht sofort. Merk¬
würdige Thatsachcn existiren außerdem bereits von diesem



jungen und auffallend ist cs, vast die Regierung davon
noch keine Notiz genommen , gestern und vorgestern wa¬
ren Hunderte von Menschen bei ihm . Sollten die Aerzte
es nicht der Muhe wcrth halten , die Sache zu erforschen?
sie ist doch wichtig genug dazu , und kann auf dem me-
dicinischen Felde vielleicht merkwürdige Resultate hcrbci-
führcn.

Anfrage und dringender Wunsch.
Steht den Mastkorbsträgcrn und sonstigen Indivi¬

duen , vorzugsweise aber Vcm Packhauspcrsonal des Kirch-
spiclvogtes Borgstede,  das Recht zu. stets mitschwcr-
bcladcncn Karren w. re. auf dem Trottoir zu schieben?
Ist dasselbe nicht vielmehr allein für Fußgänger ? und
ist die Straße nicht breit genug für dergleichen Trans¬
porte ? Als unser Nachbar vor wenigen Tagen den
Polizeidiencr darauf aufmerksam zu machen sich erlaubte,
erhielt er die schnöde Antwort : „ Er könne sich nicht
darum bekümmern . "

Die Straßenumlegung hat die Kasse der hiesigen
Einwohner sehr  in Anspruch genommen , cs wäre daher
auch sehr  zu wünschen, wenn gegen diesen Muthwillen
oder Mißbrauch von Amtswegen strenge Maßregeln ge¬
troffen würden.

Elsfleth . Mehrere Handwerker.

Die stenographischen Berichte des Landtags
und die Abstimmungen in demselben.
Wo  sind denn die stenographischen Berichte des

Landtags zu haben ? — fragte mich neulich Jemand , dem
ich die Frage hätte zurückgebcn müssen, wenn ich nicht vom
vorigen Landtage her gewußt hätte , daß der Buchhändler
Schmidt  in Oldenburg Bestellungen darauf annimmt.
Mein Fragesteller meinte aber , warum denn nicht , wie
früher , öffentlich bekannt gemacht würde , bei wem man
Bestellungen machen könne ? Es sei doch vom Landtag
eine aparte Commission ernannt , welche, den Druck und
die Expedition der Berichte überwachen solle , da hätte
man doch auch bekannt machen müssen , wo man diesel¬
ben erhalten könne. — Nun , es ist vielleicht vergessen
worden , und so wollen wir hiermit das Publikum darauf
aufmerksam machen. Die Berichte werden dießmal schnel¬
ler als sonst erscheinen, weil , wie wir gehört haben , der
Drucker besser darauf eingerichtet ist ; sie werden dann
wegen der Frische auch um so interessanter sein . Daß
die stenographischen Berichte aber den trocknen und tobten
amtlichen Protokollen vorzuzichcn sind, sicht man wieder

sehr deutlich an den bereits im Druck erschienenen , die
beiläufig gesagt , doch noch wenig interessante Gegenstände
umfaßen . Der ganze Bogen kostet wieder nur einen
halben Grotcn.

Bei dieser Gelegenheit ersuchen wir den Landtag . —
damit das Volk erfahre , was es von seinen einzelnen
Vertretern zu halten habe, — bei allen Abstimmungen,
es mag verlangt werden oder nicht, namentlich abzu¬
stimmen . damit nicht , namentlich in wichtigen Angelegen¬
heiten , wie z. B . im vorigen Landtage bei Gelegenheit
des Reiterregiments , später das Gegen theil  von dem
behauptet werden kann , was geschehen ist. Wir wissen
ganz bestimmt , daß damals solche, die nicht für die
Sistirung aufgcsiandcn waren , später , als sie in Miß-
crcdit dadurch zu kommen glaubten , behaupteten , sic seien
dafür  aufgcstanden.

In der Landtags -Sitzung vom 2 . März wurde in
Bezug auf den Antrag der StaatSrcgicrung , wegen
Veräußerung der Elmcndorfcr Mühle , der Antrag des
Abg . Nicbour II . : Die Mühle entweder zu 5000
Thlr . Gold zu verkaufen oder gegen einen jährlichen
Canon von 200 Thlr . Gold in Erbpacht zu geben —
angenommen . — Ein anderer sehr wichtiger Beschluß ist
die Aufhebung der Stellvertretung  beimMilitär,
welche selbst vom Ministerpräsidenten v. Buttel  sehr
warm empfohlen wurde . Mit 26 gegen 17 Stimmen
wurde der Beschluß gefaßt , und stimmten dabei mit
Ja : Amann , Bargmann . Barnstedt , Böckel. v. Düring.
Drost , Georg , Kaiser , Kitz , Lindcmann , v. Lindern,
Luken , Lucrficn . Meyer , Mölling , Nicbour 1. und II ..
Püscheibcrgcr , Roth , Sprenger , Strackcrjan , Strodlhoss.
Struthofs , Völckcrs , Wcrry und Wibel . Mit Nein:
Barlcbcn , Becker , Bothc , Brörmann , Cronc , Egclriede,
Görlitz , Janßen , Klävemann , Nieberding . Noell . Reincrs,
Röscner . Tappenbeck, Thöle , Wchage und Zedelius.

Brieftasche . An den Einsender. des Art, „Unfug".
Obwohl ganz damit einverstanden , daß dergleichen Unfug gerügt
wird , so könne » wir doch das Princip , anonyme Einsendungen
unberücksichtigt zu lassen, nicht aufgcbcn . Eine Nothwendigkeit
uns den Namen zu verschweigen , kann niemals vorhanden
sein , da unsere strenge Diskretion erprobt und — glauben wir
— bekannt genug ist . — Den Artikel : „Zur Notiz " habe » wir
einstweilen zurückgelegt und werden den Gegenstand , weil er
nur eine Person betrifft , gehörigen Orts mittheilen , wo dann
sicherlich Abhülfc zu erwarten ist ; wiederholen sich aber der¬

gleichen Fälle , dann find wir gern bereit . — „Willkommen !"
— wegen Mangel an Raum in der nächsten Nummer.

Redacteur : Wilhelm Calberia, Schnellpreffendruck Und Verlag von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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VIl. IslirZLNA. Freitag, den

Der Pensionsgesetzentwnrf.

Schon dem ersten allgemeinen Landtag wurde ein
Pensionsgesetzentwnrfvorgclegt, von diesem aber zurück-
gcwiescn, weil derselbemir die Civilstaatsdicner, nicht
auch die Militairpcrsoncnbefaßte. Dem jetzigen Land¬
tag sind nun Vorlagen über die Pensionirungbeider
Classen von Staatsdiencrn gemacht, aber dieselbensind
wieder getrennt  behandelt; wir wissen nicht, ob dabei
abermals die sonst beliebte Bevorzugung des Militairs
maaßgebend gewesen ist, denn nur der Entwurf über
Pensionirungder Civilstaatsdicner ist der Ocffcntlichkcit
übergeben worden; doch möchten wir für die letzteren,
den niedrigen Ansätzen des Entwurfs gegenüber, hier¬
durch ein kurzes Wort reden.

Bor nicht lange wurde viel geklagt über den Miß¬
brauch unserer hohen Pensionen; wir erkennen die Ge¬
rechtigkeit dieses Vorwurfs an, soweit er einige hohe
Staatsbeamte betrifft, denen man mit vollen Händen
hohe Gehalte und bald auch hohe Pensionen zu crthcilcu
für gut fand. Dagegen können wir die Grundsätze,
nach denen man bis jetzt in dieser Hinsicht gegen die
niederen Staatsbeamtenverfuhr, nur für wirklich human
und staatsklug anerkennen. Man pflegte ncmlich densel¬
ben, wenn sie durch Beschädigung im Dienste oder lauge
Dienstzeit dienstunfähig geworden waren, ihren vollen
Gehalt unverkümmcrt zu lassen; auch für die dürftigen
Hinterbliebenen verstorbenerStaatsdicncr sorgte häufig
die fürstliche Milde. Man kann die Billigkeit dieses
Verfahrensnicht verkennen, wenn man die Lage der
niederen Staatsdicner näher ins Auge zieht. Die Vor¬
bereitung zum Staatsdienst und die erste häufig lang¬
jährige vcrdienstloseArbeitszeit haben das Bischen Ver¬
mögen meist aufgezehrt, oft noch unvermeidliche Schulden
bewirkt; die Gehalte sind in den meisten Fällen nicht
der Art, davon Ersparnisse fürs Alter zurückzulegcu;

8. März 1850. Lv.

die Dienstunfähigkcit und Pensionirung fällt für den
Staatsdiener, der Familienvater ist. gewöhnlichin eine
Zeit, wo feine Heranwachsenden Kinder, für deren Aus¬
bildungre. er Sorge tragen muß, seine Mittel sehr be¬
anspruchen. Dazu soll ja die Pension in der Regel
nur erthcilt werden, wenn wirklich Dicnstunfähigkcit
vorhanden ist, nachdemalso die Dienst- »nd Erwcrbs-
kräftc im Staatsdienstaufgcriebcn sind. — Zumal jetzt
sind durch unser constitutionellcs Staatslebcn einerseits
die Anforderungen an die Staatsdicncr bedeutend ge¬
steigert, andererseits ist ihre Stellung (wir erinnern nur
an das uculicheMinistcrialrcscript) viel peinlicher und
penibler geworden. Man sollte dies nicht noch verstär¬
ken, indem man ihnen für ihr Alter, wie unser Pcnsions-
entwurf cs thut, die trübsten Aussichten eröffnet.

Unsere Finanzen machen allerdings einen sparsamen
Staatshaushalt nothweudig; man spart aber erstens an
der Unrechteste» Stelle, wenn man die unteren Beamten,
von deren Liebe und Eifer für den Dienst unendlich viel
für das öffentliche Wohl abhäugt, peeuniär beknappt
(cs sollte im Gegenthcil eine Aufgabe unserer Regierung
sein, andere Vexaiioucn derselben, wie die Beiträge zu
der Dcliquentcncassc, die hohen Bcstcllungsproccutcec. zu
beseitigen, da Liese Abgaben die Belasteten schwer und
ungerecht drücken, der Staatseasscaber wenig einbrin-
gen) ; dann aber kann man mit einer vcrhältnißmäßig
geringen Ausgabe, die gegen den hohen Militairctat,
der eigentlich faulen Stelle in unseren Finanzen, das
Pcnsionswesen viel billiger und humaner rcgnliren.

Uns scheinen für die Pensionirungder geringer
besoldeten  Staatsdicncr die Ansätze des Militair-
Pcnsious-NeglcmcntSvom 24. Dccbr. 1838 zweckmäßig,
nur daß wir mehr Abstufungen wünschten. Dasselbe
läßt nemlich dem wegen DienstunfähigkeitAusscheidenden
nach 12 bis 24 Dicustjahrcn den halben Gehalt, nacb
24 bis 3V Dicustjahrcnzwei Drittel, nacb mebr als
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